
„Die Pläne eines verstärkten staatlichen 
Engagements bei der Gebäudesanierung 
sind ein Schritt in die richtige Richtung und 
entsprechen einer intensiven Forderung des 
GdW. Diese Vorhaben müssen nun zügig 
und langfristig mithilfe eines Gesetzge-
bungsverfahrens festgeschrieben werden“, 
erklärte GdW-Präsident Axel Gedaschko.

Die Wohnungswirtschaft begrüßt ins-
besondere die Aussage im „Nationalen 
Aktionsplan Energieeffizienz“, dass bei 
Umsetzung der im Koalitionsvertrag vor-
gesehenen Anpassungen der Modernisie-
rungsmieterhöhung darauf zu achten ist, 
dass die Anreize im Mietrecht für energe-
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Aktuelle Meldungen

Unternehmen und Verbraucher: 
Weniger Insolvenzen

In den Monaten Januar bis September 
2014 meldeten die deutschen Amts-
gerichte 18.199 Unternehmensinsol-
venzen. Das waren nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes 8,7 Prozent 
weniger als im Vorjahreszeitraum. Die 
Zahl der Verbraucherinsolvenzen lag im 
Januar bis September 2014 mit 65.255 
Fällen um 5,8 Prozent niedriger als in 
den ersten neun Monaten 2013.  (wi)

Mehr Neugeborene  
in Deutschland

Im Jahr 2013 wurden in Deutschland 
682.069 Kinder geboren. Wie das Sta-
tistische Bundesamt mitteilt, waren das 
rund 8.500 Neugeborene mehr als im 
Vorjahr. Dies entspricht einem Zuwachs 
um 2,5 Prozent im Vergleich zu 2012. 
Die zusammengefasste Geburtenziffer 
betrug – nach vorläufiger Schätzung – 
1,41 Kinder je Frau. Sie hat sich damit im 
Vergleich zum Jahr 2012 (1,40 Kinder je 
Frau) nur geringfügig verändert.   (wi)

Neue Vielfalt im Bundesrat

Mit der Wahl von Bodo Ramelow zu 
Thüringens Ministerpräsidenten wird 
die Verteilung der politischen Gewichte 
im Bundesrat komplexer. Die allein von 
CDU/CSU und SPD geführten Landes-
regierungen, verfügen über 27 von  
69 Stimmen. Die CDU ist nur noch in 6 
von 16 Landesregierungen vertreten, die 
SPD dagegen in 14. Die Grünen regie-
ren in 8 Bundesländern mit, die über  
38 Stimmen und damit rechnerisch über 
eine Mehrheit verfügen.  (wi)
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Die KfW-Gebäudesanierungsprogramme sollen auf zwei Milliarden Euro aufgestockt werden. 
300 Millionen Euro davon sind für Zuschüsse geplant.

Ausgabe 11. Dezember 201450

Klimaschutzpläne der Bundesregierung schaffen 
bessere Bedingungen für Gebäudesanierung

Berlin – Das Bundeskabinett hat am 3. Dezember 2014 unter anderem den Na-
tionalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE) und das Aktionsprogramm Klima-
schutz 2020 beschlossen. Die Wohnungswirtschaft begrüßt die Pläne der Bun-
desregierung, die energetische Gebäudesanierung zukünftig stärker fördern zu 
wollen. Die Gebäudesanierungsprogramme der KfW Bankengruppe sollen um 
200 Millionen Euro auf zwei Milliarden Euro aufgestockt werden. Positiv sieht 
der GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
zudem, dass davon 300 Millionen Euro für Zuschüsse geplant sind.
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tische Modernisierungen nicht verringert 
werden. Der GdW warnt ausdrücklich 
davor, die Umlage der Kosten energeti-
scher Modernisierung von Wohnungen, 
wie im Koalitionsvertrag beschrieben, ein-
zuschränken. Das würde Investitionen in 
die energetische Modernisierung abwür-
gen, zudem Arbeitsplätze gefährden und 
die gesamte Energiewende im Gebäude-
bereich aufs Spiel setzen. 

Hemmnisse für dezentrale  
Stromerzeugung beseitigen
Besonders positiv bewertet der GdW die 
Überlegungen, die Hemmnisse für Woh-
nungsunternehmen bei der Erzeugung 
von Strom aus erneuerbaren Energien 
oder Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) zu 
beseitigen. Derzeit können Wohnungs-
unternehmen die Einspeisevergütung des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) für 
den Betrieb erneuerbarer Energieanlagen 
in vielen Fällen wegen gravierender steu-
erlicher Nachteile nicht nutzen und müs-
sen daher auf die Nutzung erneuerbarer 
Energien im Sinne des EEG genauso ver-
zichten, wie auf die Lieferung von Strom 
aus KWK oder Fotovoltaik an Mieter. „Die 
dezentrale Energieerzeugung im Gebäu-
debereich bietet große Chancen, um die 
Wohngebäude in Deutschland noch effizi-
enter zu bewirtschaften. Deshalb darf die 

Wohnungswirtschaft hier nicht benachtei-
ligt, sondern muss bei ihrem Engagement 
unterstützt werden“, so Gedaschko. 

Zu begrüßen ist aus Sicht der Wohnungs-
wirtschaft auch das Vorhaben, das Wohn-
geld um eine Klima-Komponente zu ergän-
zen. „Damit kann verhindert werden, dass 
Menschen, die staatliche Unterstützung 
beziehen, nach einer energetischen Sanie-
rung ihrer Wohnung umziehen müssen, 
weil sie die höheren Kosten nicht mehr 
tragen können“, so Gedaschko.

Zusätzlich soll die energetische Gebäudes-
anierung steuerlich mit einer Milliarde Euro 
pro Jahr gefördert werden. „Die Energie-
wende kostet Geld und kann nur funkti-
onieren, wenn alle Gebäudeeigentümer 
auch mitmachen und angemessen dabei 
unterstützt werden“, so Gedaschko. Bund 
und Länder müssten hier zu einer Einigung 
kommen, um die Rahmenbedingungen für 
die Erreichung der Klimaschutzziele der 
Regierung zu verbessern.

Mieterstrom mit Eigenstrom  
gleichstellen
Einige Punkte kommen aus Sicht der Woh-
nungswirtschaft aber weiterhin zu kurz: 
„Für eine erfolgreiche Energiewende 
muss endlich Mieterstrom mit Eigen-
strom gleichgestellt werden“, forderte 

Gedaschko. Für den Eigenverbrauch von 
Strom, zum Beispiel durch eine Fotovol-
taik-Anlage auf dem eigenen Hausdach, 
ist eine verminderte EEG-Umlage fällig. 
Mieter dagegen müssen die EEG-Umlage 
immer zahlen, auch wenn die Energie in 
dem Haus oder Quartier erzeugt wird, 
in dem sie wohnen. Sobald die entspre-
chende Anlage nicht ihnen gehört, stellt 
dies keinen begünstigten Eigenverbrauch 
dar. Die Wohnungswirtschaft fordert 
daher, dass der in Gebäuden und Quartie-
ren erzeugte und direkt durch Mieter ver-
brauchte Strom mit dem Eigenverbrauch 
gleichbehandelt wird.

„Um die Aktionsprogramme nachhal-
tig zum Erfolg zu führen, müssen sie im 
Wohngebäudebereich mit Blick auf das 
bezahlbare Wohnen und Bauen koordi-
niert werden“, so Gedaschko. „Steigende 
Anforderungen an die Energieeffizienz und 
Klimaschutzmaßnahmen müssen mit der 
Bezahlbarkeit des Wohnens und der Wirt-
schaftlichkeit von Investitionen in Einklang 
gebracht werden. Wenn die Energiewende 
gelingen soll, müssen die Klimaschutzziele 
sowohl sozial gerecht für die Mieter als 
auch wirtschaftlich tragbar für die Bauher-
ren und Vermieter umgesetzt werden kön-
nen“, so der GdW-Chef. Der GdW steht 
für die Umsetzung der Klimaschutzpläne 
als verlässlicher Partner bereit.  (schi) 
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Anhörung zur Mietpreisbremse im Bundestag: Experten üben deutliche Kritik

Berlin – Viel Nachbesserungsbedarf an der geplanten Mietpreisbremse sahen die eingeladenen Sachverständigen  
in einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz des Deutschen Bundestages am  
3. Dezember 2014. Axel Gedaschko, Präsident des größten Branchendachverbandes GdW, hat bei der Anhörung die  
Interessen der Wohnungswirtschaft vertreten.

„Wir haben in den Ballungsregionen 
Deutschlands ein Kostenproblem im 
Bereich von Modernisierung und der Bereit-
stellung von neuem Wohnraum, das man 
nicht durch rechtliche Maßnahmen lösen 
kann”, erklärte Axel Gedaschko, Präsi-
dent des GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen. 
„Die Mietpreisbremse ist ein völlig falsches 
Signal. Eine staatliche Regulierung von 
Neuvertragsmieten ist ein Systembruch und 
verunsichert den Markt”, so Gedaschko. 
„Die Mietpreisbremse droht für die Mieter 
zum Placebo und für die sozial verantwort-
lich handelnden Vermieter des GdW der 
Auslöser für massive Rechtsunsicherheit, 
starke Bürokratie und ein demotivieren-
des Signal zu werden. Anstatt die Unter-
nehmen immer wieder mit Bremsbacken 
zu konfrontieren – von Kappungsgren-
zen über die Mietpreisbremse bei Wieder-
vermietung bis hin zu einem möglichen 

Absenken und Befristen der Modernisie-
rungsumlage – muss der Staat dringend 
den Wohnungsbau mit den allseits bekann-
ten Handlungsmöglichkeiten des Bundes, 
der Länder und der Kommunen in den 
betroffenen Gebieten fördern”, forderte 
der GdW-Chef. Außerdem müssten Kost-
entreiber wie steigende Steuern und Ener-
giepreise endlich stärker unter die Lupe 
genommen werden.

Gedaschko attestierte dem aktuellen 
Gesetzentwurf zur Mietpreisbremse jedoch 
auch eindeutige Verbesserungen gegen-
über den Ursprungsplänen. Gleichzeitig 
müssten die parlamentarischen Beratungen 
noch zu einigen Klarstellungen im Gesetz 
führen. „Wir werten es positiv, dass die 
Mietpreisbremse nicht für Neubauten gel-
ten und befristet werden soll.” Allerdings 
müsse hier eine echte Fünfjahresfrist im 
Gesetz verankert werden – die nicht durch 

das Erlassen einer weiteren Verordnung 
umgangen werden kann. Darüber hinaus 
begrüßte Gedaschko, dass die Landesregie-
rungen mit der Mietpreisbremse verpflich-
tet werden sollen, einen Maßnahmenplan 
zur Behebung des Wohnungsmangels vor-
zulegen. Damit werde der Bau neuer Woh-
nungen gerade in den Gebieten mit Eng-
pässen angekurbelt und stark steigenden 
Mieten entgegengewirkt. Der GdW for-
derte aber, die Kriterien zur Bestimmung 
angespannter Wohnungsmärkte als Vor-
aussetzung für den Einsatz der Mietpreis-
bremse genau zu definieren. „Außerdem 
sollte die Wirksamkeit dieser Maßnahmen 
jährlich auf ihren Erfolg hin überprüft wer-
den”, so Gedaschko. 

Die Mietpreisbremse dürfe darüber hin-
aus nur dort angewendet werden, wo ein 
qualifizierter Mietspiegel vorliegt. „Beson-

Weiter auf Seite 3 
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ders der qualifizierte Mietspiegel sorgt für 
Akzeptanz, Vertrauen und nachprüfbare 
Klarheit über die verlangte Miethöhe. Streit 
über die rechtmäßige Miete könnte dann 
im Keim erstickt und unnötige Prozesse ver-
mieden werden”, so Gedaschko.

Der GdW-Chef betonte, dass die Defi-
nition von „Modernisierung“ der Woh-
nungen sowie des „angespannten Woh-
nungsmarktes“ verbesserungswürdig sei. 
Diese müssten schärfer sein. Gedaschko 
kritisierte die ortsübliche Vergleichsmiete 
als ungenauen Referenzpunkt, wobei ihn 
mehrere Sachverständige unterstützten. 
Die Vergleichsmiete sei rechtsunsicher und 
streitfällig, ein qualifizierter Mietspiegel sei 
da ein belastbarerer Vergleichspunkt. Das 
sah Ulf Börstinghaus, Richter am Amtsge-
richt Dortmund, genauso. Insgesamt träfen 
die Regelungen des Gesetzes die Falschen, 
die meisten Mieterhöhungen kämen ehr-
lich und fair zustande.

Lukas Siebenkotten, Bundesdirektor des 
Deutschen Mieterbundes, sagte, es dauere 
zu lange, bis die Wirkungen für die Mieter 
zu spüren seien. Außerdem fehle ihm eine 
Wiederbelebung des sozialen Wohnungs-
baus. In der Fragerunde plädierte Sieben-
kotten nachdrücklich dafür, dass die drin-

gend benötigen qualifizierten Mietspiegel 
vom Bund finanziert werden. Dafür ern-
tete er spontane Zustimmungsbekundun-
gen der Versammelten.

Markus Artz von der Universität Biele-
feld, Forschungsstelle für Immobilienrecht, 
kritisierte, dass der Entwurf die Vermie-
ter unter Generalverdacht stelle. Norbert 
Portz von der Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände sagte, der Ent-
wurf bekämpfe nur die Symptome, nicht die 
Ursache der hohen Mieten. Deshalb müsse 
die Städtebauförderung des Bundes dauer-
haft erhöht werden, Bauland preiswerter, 
das Wohngeld an die tatsächliche Mietent-
wicklung angepasst, die Baukosten gesenkt 
und bundeseigene Immobilien nicht mehr 
nur zum Höchstpreis verkauft werden.

Einig waren sich die 11 Sachverständigen 
darin, dass es gut sei, dass der Paragraf fünf 
des Wirtschaftsstrafgesetzbuches nicht, 
wie im Referentenentwurf ursprünglich 
vorgesehen, gestrichen wurde. Mit diesem 
habe man schon eine gute Waffe gegen 
hohe Mieten, doch müsse er gestärkt wer-
den.  (hib/schi)  

 Die Stellungnahme des GdW zur Miet- 

preisbremse finden Sie auf www.gdw.de  

unter PresseCenter -> „Stellungnahmen“ 
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15. Januar 2015, Berlin

Fachtagung: Weiterentwicklung großer Wohnsiedlungen

Die Nachfrage nach bezahlbaren Woh-
nungen steigt. Der Hauptverband der 
Deutschen Bauindustrie und der GdW 
Bundesverband deutscher Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen haben 
deshalb eine engere Kooperation zu 
Fragen des Wohnungsbaus vereinbart. 
Bau- und Wohnungswirtschaft sind an 
qualitativ hochwertigen, rationellen 
und kostengünstigen Lösungen sowohl 
beim Neubau als auch im Bestand inte-
ressiert. Die Potenziale in den großen, 
im 20. Jahrhundert in Ost wie West 
errichteten Wohnsiedlungen sind dabei 
von besonderem Interesse. Dort befin-
det sich die Mehrzahl der mit bauin-
dustriellen Methoden errichteten und 
von der organisierten Wohnungswirt-
schaft bewirtschafteten Wohnungen. 
Die Erneuerung und Weiterentwick-
lung dieser Bestände ist – obwohl teil-
weise bereits vorangeschritten – eine 
Bauaufgabe mit immensem Investiti-
onsbedarf. Zudem bieten die großen 

Wohngebiete zum Teil untergenutzte 
Flächenpotenziale, die für ergänzen-
den Neubau geeignet sein können. 
Die oben genannten Verbände haben 

beim Deutschen Institut für Urbanistik 
und Kompetenzzentrum Großsiedlun-
gen ein Gutachten in Auftrag gegeben, 
die Potenziale und Investitionsbedarfe 
dieser Wohngebiete zu untersuchen

Auf der gemeinsamen Fachtagung 
„Weiterentwicklung großer Wohnsied-
lungen” am Donnerstag, 15. Januar 
2015, 10 bis 13 Uhr, werden die Ergeb-
nisse des Gutachtens im DAZ Deutsches 
Architekturzentrum, Köpenicker Straße 
48/49 in 10179 Berlin vorgestellt. 
Ziel ist es, die politische und öffentli-
che Aufmerksamkeit auf diese für die 
Wohnraumversorgung und Stadtent-
wicklung unverzichtbaren Wohnge-
biete zu richten und Vorschläge für das 
gemeinsame Handeln von Politik, Bau- 
und Wohnungswirtschaft zu diskutie-
ren. (hung/schi)  

 Weitere Infos zu Programm und  

Anmeldung finden Sie auf www.gdw.de

Deutsche Entwicklungshilfe für soziales 
Wohnungs- und Siedlungswesen e.V.

DESWOS-Spendenkonto
IBAN: DE87 3705 0198 0006 6022 21
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Bei einer „Minga“ arbeiten Menschen 
zusammen für die Gemeinschaft. 
Die DESWOS hilft weltweit, Traditionen 
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AUS DEN VERBÄNDEN

Immobilienverbände in Norddeutschland ziehen Bilanz:  
Erfolgreiches Bündnis – auch 2014 und 2015 über 6.000 Wohnungen  

Hamburg – Die Bilanz der im Bündnis für das Wohnen in Hamburg vertretenen Immobilienverbände fällt eindeutig aus: 
Das Bündnis ist ein Erfolg. Nach über dreijähriger Zusammenarbeit im Bündnis für das Wohnen mit Politik, Verwaltung 
und Mieterorganisationen ziehen die Immobilienverbände kurz vor Ende der Legislaturperiode eine positive Bilanz.  
Teil des Bündnisses sind der Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen (BFW) Nord, der Grund- 
eigentümer-Verband, der Immobilienverband Deutschland (IVD) Nord sowie der Verband norddeutscher Wohnungs- 
unternehmen (VNW) in Hamburg.

„Mit 6.407 Fertigstellungen wurde das 
Neubauziel des Senats bereits 2013 über-
troffen“, erklärte Sönke Struck vom BFW 
Nord. „Die Baugenehmigungszahlen und 
das derzeit in der Realisierung befindli-
che Bauvolumen lassen darauf schließen,  
dass wir auch in diesem und im nächsten 
Jahr ähnlich hohe Neubauzahlen errei-
chen.“

Diese Zielerfüllung sei nur dank gemein-
samer großer Kraftanstrengung gelungen 
und dürfe nicht durch weitere Auflagen 
oder verschärfte Anforderungen gefährdet 
werden. In die gleiche Kerbe schlug Axel 
Kloth vom IVD Nord, der zudem darauf 
hinwies, dass sich auch durch das gestie-
gene Bau- und Fertigstellungsvolumen 
schon jetzt eine Entlastung bei den Miet-
preisen abzeichne.

Auch bei den vereinbarten Zielen zu Ener-
gieeinsparung und Klimaschutz sei man 
auf einem guten Weg. „Bis 2020 werden 
wir den Energieverbrauch und den CO2-
Ausstoß unserer Bestände mindestens in 
dem im Bündnis vereinbarten Umfang 
reduzieren, vermutlich sogar darüber hin-
aus“, so Dr. Joachim Wege, Verbandsdi-
rektor des VNW. Zu einem guten Teil sei 
das auf die gut dotierte Modernisierungs-
förderung der Stadt, insbesondere aber auf 
die hohen Investitionen der Wohnungswirt-
schaft in die energetische Ertüchtigung 
ihrer Bestände zurückzuführen. Bewährt 

habe sich auch der von der Stadt bei grö-
ßeren Bauvorhaben geforderte Drittel-Mix: 
ein Drittel Sozialwohnungen, ein Drittel frei 
finanzierte Mietwohnungen, ein Drittel 
Eigentumswohnungen.

„Die Quote von 2.000 geförderten Miet-
wohnungen jährlich ist dadurch bei den 
Bewilligungen schon erreicht und wird sich 
auch bei den Fertigstellungen widerspie-
geln“, sagte Marko Lohmann vom VNW 
Landesverband Hamburg. „Diese Förder-
projekte verteilen sich auf viele Stadtteile 
und leisten so hamburgweit einen wich-
tigen Beitrag zu mehr Vielfalt der Woh-
nungsangebote.“ 

Sorgen bereiten den Verbänden unter 
anderem die steigenden Bau- und Grund-
stückskosten. Diese hätten zwischenzeit-
lich eine Höhe erreicht, die das Bauen 
bezahlbarer Wohnungen nahezu unmög-
lich mache.

„Die verschärften Anforderungen der 
Energieeinsparverordnung werden ab 
2016 zu einem weiteren Baukostenschub 
führen“, erklärte Heinrich Stüven vom 
Grundeigentümer-Verband. „Wir müssen 
deshalb alle baukostentreibenden Fakto-
ren durchforsten, die von Hamburg direkt 
beeinflussbar sind. Dazu zählen zum Bei-
spiel die städtische Gebührenpolitik, die 
Vielzahl teurer Architektenwettbewerbe 
und die teils überzogenen Sonderauflagen 

in einigen städtebaulichen Verträgen oder 
städtischen Grundstücksvergaben.“

Mit Besorgnis sehen die Verbände darüber 
hinaus das Bestreben der Politik, regulierend 
und damit kostentreibend in das Marktge-
schehen einzugreifen. Ein Beispiel dafür sei 
die geplante Einführung von Gestaltungs- 
beziehungsweise Erhaltungssatzungen zur 
Sicherung von Backsteinbauten.

„Im Bündnis haben wir hierzu klare Regeln 
verabredet, deren erfolgreiche Einhaltung 
und Umsetzung die Behörde für Stadt-
entwicklung und Umwelt Hamburg erst 
vor kurzem mit exzellenten Beispielen in 
der gemeinsam mit den Bündnispartnern 
erstellten ‚Backstein-Broschüre‘ gelobt hat. 
Angesichts dieses Erfolgs noch ordnungs-
rechtlich einzugreifen, entspricht nicht dem 
Geist des Bündnisses“, so Lohmann.

Unabhängig davon stehen die Immobilien-
verbände bereit, nach der Bürgerschafts-
wahl die bisherigen Erfolge des Bündnisses 
für das Wohnen zu verstetigen. Zusätzliche 
einseitige Auflagen wären kontraproduktiv. 
Die Aufgabe werde sein, verlässliche und 
zielgerichtete Rahmenbedingungen fort-
zuschreiben und die Kräfte gemeinsam 
zugunsten der Hamburger Quartiere zu 
bündeln. Die Immobilienverbände plädie-
ren deshalb für eine Fortführung des Bünd-
nisses auch nach der Bürgerschaftswahl im 
Februar 2015. (hit/schi)  

Umfrage in Bayern: 
Arbeitsmarkt und kurze Wege sprechen für das Leben in der Stadt 
München – Die Mehrheit der Bayern ist von ihrer Lebens- und Wohnsituation überzeugt. Das ist das Ergebnis der  
ersten repräsentativen „Stadt, Land, Wohnen“-Umfrage der GfK Marktforschung im Auftrag des Verbandes bayerischer  
Wohnungsunternehmen (VdW Bayern). 67 Prozent der Stadtbewohner geben an, dass es sich dort besser lebt. Von  
den Befragten aus Orten mit weniger als 20.000 Einwohnern schätzen 71 Prozent das Leben auf dem Land besser ein.

Für das Leben in der Stadt sprechen vor 
allem Arbeit und Infrastruktur: 59 Prozent 
aller Befragten schätzen die Beschäftigungs-
möglichkeiten in der Stadt als vielfältiger 
ein, während 52 Prozent an eine bessere 
Medizin- und Nahversorgung in der Stadt 
glauben. Der Wohnungsmarkt auf dem 
Land kann dies nach Meinung der Befrag-
ten nicht ausgleichen: Zwar vermuten 71 
Prozent dort die größeren Mietwohnungen, 

aber nur 39 Prozent glauben, dass man sich 
diese auch eher leisten könne. Dabei wird 
das Landleben vor allem von Familien posi-
tiv beurteilt: 63 Prozent der Befragten mit 
Kindern geben an, dass es sich ihrer Ein-
schätzung nach auf dem Land besser lebt.

„Die Ergebnisse machen deutlich, warum es 
immer mehr Menschen in die Städte zieht”, 
betonte Xaver Kroner, Verbandsvorstand 

des VdW Bayern. Umso wichtiger sei, aus-
reichend bezahlbaren Wohnraum auch für 
untere und mittlere Einkommensschichten 
anbieten zu können. Dafür müssten überzo-
gene Anforderungen zugunsten bezahlba-
ren Wohnungsneubaus abgebaut werden. 

Für die Umfrage wurden knapp über 600 
Männer und Frauen ab 14 Jahren in Bayern 
befragt.  (stra/schi) 
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Nachbarschaftskonflikte erfolgreich bearbeiten 20. Januar 2015, München 

In diesem Seminar werden effektive Wege der Aufnahme und Bearbeitung von nach-
barschaftlichen Beschwerden vermittelt und trainiert. Dabei stehen folgende Fragen im 
Mittelpunkt: Wie geht man mit unzufriedenen, entrüsteten und beleidigten Kunden um? 
Wann sind Einzelgespräche mit den Konfliktparteien sinnvoll, wann sollte ein „Runder 
Tisch“ mit allen Beteiligten durchgeführt werden? Wie kann man verhindern, selbst „ins 
Kreuzfeuer“ der Konfliktparteien zu geraten? 
Weitere Infos: VdW Bayern, Katja Kaiser-Himmelsbach, Telefon: 089/290020302,  

E-Mail: katja.kaiser-himmelsbach@vdwbayern.de, Internet: www.vdwbayern.de 

Baurechtstag 22. Januar 2015, Berlin 

Das deutsche Baurecht besteht aus einer Vielzahl an Normen, die sich stetig weiterentwi-
ckeln und verändern. Starke Berührungspunkte der Wohnungswirtschaft liegen dabei vor 
allem bei Neubau-, Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen. Der BBA-Baurechtstag 
informiert Wohnungsunternehmen kompakt und praxisbezogen über die wichtigsten Ent-
wicklungen auf diesem Rechtsgebiet. So greift die geplante Agenda neben einem Über-
blick zur aktuellen Rechtsprechung auch das Thema Architektenhonorare auf. Damit in 
Verbindung stehen Hinweise zu Bauausschreibungen und Pauschalverträgen, die in einen 
weiteren Beitrag auf der Tagesordnung bilden.  
Weitere Infos: BBA, Berit Weber, Telefon: 030/23085513, E-Mail: berit.weber@bba-campus.de,  

Internet: www.bba-campus.de/kalender 

Grundlagen der Betriebskostenabrechnung 5. Februar 2015, Bochum  

Ziel dieses Seminars ist es, Mitarbeitern der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft die 
Grundlagen für nachvollziehbare, möglichst gerichtsfeste Betriebskostenabrechnungen 
an konkreten Beispielen zu erläutern. Ein besonderes Augenmerk wird auf die rechtlichen 
Grundlagen der Betriebskostenabrechnung gelegt. Das Seminar gibt den Teilnehmern 
Gelegenheit, Zweifelsfragen bei der Anwendung der Vorschriften im Dialog zu klären: 
Egal, ob es um die Abrechnung alternativer und erneuerbarer Energien in Niedrigener-
gie- und Passivhäusern geht oder um Probleme, die die novellierte Heizkostenverordnung 
immer noch bereitet. Die Teilnehmer erfahren auch, wie die Kosten für Rauchmelder oder 
für die Legionellenprüfung zu behandeln sind.  
Weitere Infos: EBZ, Bettina Mannel, Telefon: 0234/9447510, E-Mail: b.mannel@e-b-z.de,  

Internet: www.e-b-z.de   

PERSÖNLICHES

WEITERBILDUNG

Dr. Regine Rohark, Geschäftsführerin 
der Bautzener Wohnungsbaugesellschaft 
mbH, feierte am 8. Dezember 2014 ihren 
70. Geburtstag. Sie ist stellvertretende 

Vorsitzende der Bundesarbeitsgemein-
schaft kommunaler Wohnungsunterneh-
men im GdW und Mitglied im GdW-Ver-
bandsrat.
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ZAHL DER WOCHE

17.000 Einkommensmillionäre gab es 
in Deutschland im Veranlagungsjahr 
2007, wie das Statistische Bundesamt 
in einer regionalen Auswertung von 
Steuerdaten mitteilte. Sowohl in abso-
luten Zahlen gemessen als auch antei-
lig an allen Steuerpflichtigen konzen-
trieren sich Einkommensmillionäre vor 
allem um die wirtschaftlichen Zentren 
von Baden-Württemberg, Bayern, Hes-
sen und Nordrhein-Westfalen sowie 
um Hamburg. In den ostdeutschen 
Bundesländern sind sie hingegen eine 
Ausnahmeerscheinung. Dort ist teil-
weise weniger als einer von 10.000 
Steuerpflichtigen Einkommensmillio-
när, während es beispielsweise in Ham-
burg 10 pro 10.000 sind. Am meisten 
Einkommensmillionäre gibt es mit 191 
pro 10.000 Steuerpflichtigen in Grün-
wald bei München, gefolgt von König-
stein im Taunus bei Frankfurt a. M. mit 
114 pro 10.000 Steuerpflichtigen. Der 
Anteil der Einkommensmillionäre an 
allen Steuerpflichtigen beträgt weni-
ger als 0,05 Prozent. Der Anteil an der 
gesamten Summe der Einkünfte liegt 
mit über 4,4 Prozent etwa einhundert 
Mal höher. Bedingt durch den progres-
siven Tarifverlauf beträgt der Anteil an 
der festgesetzten Steuer 9,3 Prozent 
des gesamten Aufkommens. 

17.000

GdW-NEWS
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Lärmabschirmung kein zulässiger Zweck einer Erhaltungssatzung 

Mit Urteil vom 4. Dezember 2014 hat das Bundesverwaltungsgericht (Az.: 4 CN 7.13) 
entschieden, dass § 172 Absatz 1, Satz 1, Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) keine tragfä-
hige Rechtsgrundlage für den Erlass einer Erhaltungssatzung ist, mit der die Gemeinde 
den Zweck verfolgt, eine vorhandene Bebauung allein wegen ihrer Lärm abschirmenden 
Wirkung für andere baulichen Anlagen zu erhalten. In dem zu beurteilenden Sachver-
halt war die Antragsstellerin Eigentümerin von Grundstücken, auf den zu DDR-Zeiten ein 
sechsstöckiges Gebäude im Stil sogenannter Plattenbauten entlang einer verkehrsreichen 
Straße errichtet wurde. Dieses Gebäude schirmt gemeinsam mit anderen Gebäuden eine 
dahinter liegende Grünanlage mit mehreren darin errichteten viergeschossigen Wohnge-
bäuden ab. Die Antragsstellerin wollte dieses Gebäude nun abbrechen. Daraufhin erließ 
die Kommune eine Erhaltungssatzung, um den Abbruch zu verhindern. Das Bundesver-
waltungsgericht hat die Rechtsauffassung der Vorinstanz bestätigt, nach dem die Erhal-
tungssatzung unwirksam war, weil das Gebäude weder wegen des Ortsbildes noch wegen 
der Stadtgestaltung noch aus sonstigen städtebaulichen Gründen, sondern lediglich als 
„Lärmschutzwand” für ein Quartiersbinnenbereich erhalten werden sollte. Hier fehle es 
an der erforderlichen Rechtsgrundlage.  

Recht so

„Sinn und Zweck einer Erhaltungssatzung nach § 172 BauGB ist es, bauli-
che Anlagen zu erhalten, wenn sie das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das 
Landschaftsbild prägen oder von sonstiger städtebaulicher Bedeutung 
sind. Weiterer Zweck kann auch die Erhaltung der Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung sein. Hat die Kommune eine Erhaltungssatzung 
aufgestellt, so bedarf der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung bau-
licher Anlagen der Genehmigung. Hier ging es um das optisch nicht wahrnehmbare 
Ziel des ‚Lärmschutzes‘. Dieses Ziel – so das Gericht – kann aber nicht Gegenstand 
einer Erhaltungssatzung sein. Insofern hätte sich die Kommune bei Verabschiedung 
der Erhaltungssatzung an der gesetzlichen Zweckbestimmung orientieren müssen.“ 

EXPERTENMEINUNG von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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Zahlreiche Kennziffern, Tabellen und Grafiken zur Entwicklung 
der Branche und der Wohnungsmärkte sind in den 100 Sei-
ten umfassenden „Daten und Trends” detailliert dokumentiert. 
 (schra/schi) 
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GdW legt „Woh-
nungswirtschaftliche  
Daten und Trends 
2014/2015“ vor

Der GdW hat die neue 
Ausgabe seiner jährli-
chen Publikation „Woh-
nungswirtschaftl iche 
Daten und Trends” – das 
umfassendste Zahlen-
werk für die deutsche 
Wohnungswirtschaft – 
veröffentlicht. Fundament 
der Berichterstattung sind 
eigene umfassende Erhe-
bungen bei den vom GdW bundesweit vertretenen 3.000 Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen. Diese Daten werden in bewährter Weise woh-
nungswirtschaftlich relevanten Ergebnissen der amtlichen Statistik und 
weiterer Erhebungen von Branchentrends gegenüber gestellt.

Auch das Jahr eins nach der Bundestagswahl war von Diskussionen um 
Mietpreise, Wohnungsmangel und die Energiewende geprägt. Wie bereits 
im Bundestagswahlkampf, war der Diskurs häufig von hoher Emotionali-
tät und stützte sich nicht immer auf die tatsächlichen Fakten. Die „Woh-
nungswirtschaftlichen Daten und Trends” liefern die Grundlage dafür, die 
Diskussionen rund um den Wohnungsmarkt in Deutschland anhand von 
Zahlen und Fakten zu versachlichen.
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